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Absender (Einspruchsführer/-in)

Name, Vorname:
______________________________________ 

Geburtsdatum: 
______________________________________ 

Straße: 

______________________________________ 

PLZ Wohnort: 
______________________________________ 

Staatsangehörigkeit: 
______________________________________ 

An den
Deutschen Bundestag
Wahlprüfungsausschuss 
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Datum

Einspruch gegen die Gültigkeit der Europawahl 2019

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit lege ich Einspruch gegen die Gültigkeit der Europawahl 2019 ein. 

Ich bitte um eine Eingangsbestätigung für diesen Einspruch.

Begründung:

Zum Zeitpunkt der Europawahl am 26.5.2019 war ich 16 Jahre alt (s.o.). Ich durfte deshalb nicht an der Europawahl teilnehmen, weil § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EuWG alle Unter-18-Jährigen vom Wahlrecht ausschließt. Dies geschah jedoch zu Unrecht. Denn § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EuWG ist verfassungswidrig. Dadurch wurde ich in meinem Recht auf Allgemeinheit der Wahl gemäß Art. 3 Abs. 1 GG verletzt. Dies ergibt sich aus Folgendem:

I. Weder das Europarecht noch das Grundgesetz sehen für die Europawahl ein Mindestwahlalter vor.

1. Insbesondere schreibt Art. 38 Abs. 2 Hs. 1 GG kein Mindestwahlalter vor. Denn Art. 38 Abs. 2 Hs. 1 GG gilt ausweislich des Wortlautes und der systematischen Stellung nur für die Bundestagswahlen.

2. Eine analoge Anwendung von Art. 38 Abs. 2 Hs. 1 GG scheidet aus. Denn die dabei heranzuziehende objektivierende Auslegung, die sich nicht am Zeitpunkt des Erlasses des Gesetzes – hier also das Jahr 1970, als das Wahlalter auf 18 Jahre festgesetzt wurde – zu orientieren hat, sondern auf den heutigen Wertungshorizont abstellen muss, ergibt, dass heute keine von einem allgemeinen Konsens getragene Rechtsüberzeugung existiert, wonach das Wahlmindestalter genau 18 Jahre betragen muss. Eine Analogie scheidet umso mehr aus, als es sich hier um eine Analogie im Rahmen von Verfassungsrecht handelt und dabei zu berücksichtigen ist, dass Grundrechtsbegrenzungen grundsätzlich analogiefeindlich sind und das Erfordernis qualifizierter Mehrheiten für Verfassungsänderungen zu äußerster Zurückhaltung gemahnt.

II. § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EuWG greift in mein Recht auf Allgemeinheit der Wahl gemäß Art. 3 Abs. 1 GG ein. Die einfachgesetzliche Festlegung des Wahlalters auf 18 Jahre in § 6 Abs 1 S. 1 Nr. 1 EuWG muss den Anforderungen genügen, die das BVerfG an die Einschränkung der Allgemeinheit der Wahl stellt. Dafür müssen zwingende Gründe vorliegen. Diese sind jedoch nicht gegeben. Damit stellt sich der Eingriff als Verletzung meines Rechts auf Allgemeinheit der Wahl aus Art. 3 Abs. 1 GG dar.

III. Als zwingender Grund ist die mangelnde Kommunikations-, also Einsichts- und Urteilsfähigkeit anerkannt. 

1. Bei 16-Jährigen muss jedoch angenommen werden, dass diese die notwendige Einsichts- und Urteilsfähigkeit besitzen. 

Da in Deutschland die Schulpflicht mit Vollendung des 6. Lebensjahres beginnt, ist davon auszugehen, dass bei einem Wahltermin in der zweiten Jahreshälfte ungefähr die Hälfte aller Schüler sich nach Vollendung des 16. Lebensjahres nach Ablegen des Hauptschulabschlusses in einer Berufsausbildung befinden, nach Ablegen des Realschulabschlusses eine Berufsausbildung begonnen haben oder die gymnasiale Oberstufe besuchen. Bei einem Wahltermin in der ersten Jahreshälfte befindet sich ungefähr die andere Hälfte der Schüler nach Ablegen des Hauptschulabschlusses nach der 9. Klasse ebenfalls in einer Berufsausbildung oder befindet sich noch im 10. Schuljahr. Die allgemeinbildenden Schulen haben das Ziel, den Schülern umfassende Bildung, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Haltungen zu vermitteln, die für ein selbstverantwortliches Leben notwendig sind. Insbesondere ist es Lernziel, die Schüler zu befähigen, soziale und politische Mitverantwortung zu übernehmen. Da Schüler bereits nach dem 9. bzw.10. Schuljahr die allgemeinbildende Schule verlassen können, ist deshalb davon auszugehen, dass 16-Jährige in der Regel im Wesentlichen über die notwendige Einsichts- und Urteilsfähigkeit verfügen, um als Staatsbürger verantwortlich an der Wahl teilzunehmen. 

2. Die vom Gesetzgeber angenommene mangelnde politische Reife der 16-Jährigen wird durch die empirischen Daten nicht gestützt. Die Grenze von 18 Jahren ist willkürlich (Hoffmann-Lange/de Rijke, Die Entwicklung politischer Kompetenzen und Präferenzen im Jugendalter: Ein empirischer Beitrag zur Diskussion um die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre, in: von Alemann/Morlok/Godewerth (Hrsg.), Jugend und Politik, 2006, S. 73.). Denn „(d)ie kognitive Entwicklungsforschung zeigt, dass in der Altersspanne zwischen 12 und 14 Jahren bei fast allen Jugendlichen ein intellektueller Entwicklungsschub stattfindet, der sie dazu befähigt, abstrakt, hypothetisch und logisch zu denken. Parallel hierzu steigt in dieser Alterspanne auch die Fähigkeit an, sozial, ethisch und politisch zu denken und entsprechende Urteile abzugeben. (…) Regeln und Werte können nach dem 14. Lebensjahr unabhängig von eigenen Interessen wahrgenommen und umgesetzt, die Intentionen der Handlungen anderer können erkannt und berücksichtigt, komplexe Zusammenhänge intellektuell verstanden werden.“ (Hurrelmann, Für die Herabsetzung des Wahlalters, in: Palentien/Hurrelmann (Hrsg.), Jugend und Politik, 2. Aufl., 1998, S. 287 f.) Gilt dies für 14-Jährige, ist dies bei 16-Jährigen erst recht und mit großer Sicherheit gegeben.

3. Auch sonst geht die Rechtsordnung davon aus, dass Jugendliche hinreichend reif sind, Verantwortung für ihr Handeln zu übernehmen und – auch extrem schwerwiegende – Konsequenzen ihres Handelns zu tragen. Dies zeigt sich insbesondere an der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, die gem. § 19 StGB, § 1 I, II JGG im Grundsatz bereits ab 14 Jahren gegeben sein kann. In der Praxis gehen die in der Jugendstrafrechtspflege hauptamtlich Tätigen (Richter, Staatsanwälte, Jugendgerichtshelfer, Strafverteidiger) davon aus, dass zwischen ca. 70 und über 95 % der 16-Jährigen ausreichend einsichts- und steuerungsfähig sind (Köhnken/Bliesener/Ostendorf, Zwischenbericht an die Deutsche Forschungsgemeinschaft für das Projekt Verantwortlichkeit jugendlicher Straftäter nach § 3 JGG, April 2010, S. 32 f., http://entwpaed.psychologie.uni-kiel.de/tl_files/bliesener/Materialien/Zwischenbericht_%C2%A73.pdf, 17.3.2019). Die Verantwortlichkeit Jugendlicher wird nur äußerst selten verneint (Köhnken/Bliesener/Ostendorf, S. 24).

4. Der Ausschluss der 16-Jährigen kann auch nicht auf eine notwendige Typisierung bei dem Ausschluss bestimmter Bevölkerungsgruppen vom Wahlrecht gestützt werden. Denn die Einbeziehung ist ohne jede Schwierigkeit vermeidbar. Das Wahlalter muss lediglich auf 16 Jahre herabgesetzt werden. Außerdem ist der Ausschluss vom Wahlrecht nicht nur geringfügig. Denn das Wahlrecht ist das vornehmste Recht des Bürgers im demokratischen Staat. Jede Wahl hat massive Auswirkungen auf das politische Leben und damit auf jeden Einzelnen, die zeitlich unabsehbar und irreversibel sein können. Außerdem besteht erst wieder nach Ablauf der Legislaturperiode die Möglichkeit, dass 16-Jährige, die nicht wählen dürfen, mithilfe von Wahlen Einfluss nehmen können. Bei Europawahlen sind es fünf Jahre.

IV. Häufig wird zur Begründung des Wahlmindestalters von 18 Jahren angeführt, dass dadurch eine zu fordernde Reziprozität von Rechten und Pflichten hergestellt werde. 

1. Damit könnte der Ausschluss der unter 16-Jährigen jedoch nur begründet werden, wenn dies ein von der Verfassung legitimierter Grund ist, der dasselbe Gewicht hat, wie die Allgemeinheit der Wahl. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die Wahlen können ihre Funktion genauso gut erfüllen, wenn eine solche Reziprozität nicht besteht. Davon geht das GG sogar bei den Bundestagswahlen aus, bei denen ein Wahlmindestalter besteht. Denn Art. 38 II differenziert zwischen Wahlalter und Volljährigkeitsalter. Das Wahlalter ist nicht automatisch auch das Volljährigkeitsalter. Denn das aktive Wahlrecht setzt mit 18 Jahren ein, das passive jedoch erst mit Erreichen der Volljährigkeit. Zwischen 1970 und 1975 hatte diese Differenzierung auch praktische Auswirkungen. Denn das aktive Wahlalter wurde bereits 1970 von 21 auf 18 Jahre gesenkt, während die Volljährigkeit erst 1975 von 21 auf 18 Jahre herabgesetzt wurde.

2. Selbst wenn man hilfsweise annehmen wollte, dass eine Rechte-Pflichten-Reziprozität grundsätzlich ein von der Verfassung legitimierte Grund sein könnte, kann dies den Ausschluss der 16-Jährigen jedoch nicht rechtfertigen.
Die zivilrechtliche Konstruktion der beschränkten Geschäftsfähigkeit, die gem. §§ 106 ff. BGB bereits mit 7 Jahren einsetzt und unterschiedslos auch noch für 16- und 17-Jährige gilt, ist lediglich ein Schutzsystem für diejenigen, die auch noch zwei Jahre vor Erreichen der formalen Volljährigkeit keine ausreichende Reife besitzen und daher vor sich selbst geschützt werden müssen. Bei den meisten 16-Jährigen ist jedoch von hinreichender Reife auszugehen (vgl. o. III.). Für diese ist dieses Schutzsystem daher eher eine Last als ein Schutz. Deshalb verhindert die beschränkte Geschäftsfähigkeit auch nicht die Wirksamkeit von Rechtsgeschäften endgültig, sondern macht sie lediglich von der Zustimmung der Eltern abhängig, §§ 107 f. BGB. Diese sind jedoch gem. § 1626 Abs. 2 BGB verpflichtet, die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Jugendlichen zu selbständigem verantwortungsbewusstem Handeln zu berücksichtigen und seinem Entwicklungsstand entsprechend mit dem Jugendlichen Einvernehmen anzustreben. Diese Konstruktion der beschränkten Geschäftsfähigkeit führt also nicht endgültig dazu, dass die 16-Jährigen zivilrechtlich handlungsunfähig sind. Der Ausschluss vom Wahlrecht besitzt demgegenüber Endgültigkeit.

Bei den meisten 16-Jährigen ist auch davon auszugehen, dass deren strafrechtliche Verantwortlichkeit gegeben ist (vgl. o. III.3.). Es ist deshalb auch anzunehmen, dass deren zivilrechtliche Deliktsfähigkeit in der Regel vorliegt. Bei diesen greift das Schutzsystem des § 827 BGB, das für eine Minderheit noch notwendig ist, nicht. Insbesondere aber schädigen die meisten niemanden, schon gar nicht vorsätzlich.
 Und falls dies aus Fahrlässigkeit geschehen sollte, können sie sich dagegen versichern. Die Schutzkonstruktion, die sich bei den meisten 16-Jährigen nicht realisiert, darf deshalb nicht dafür ins Feld geführt werden, ihnen das Wahlrecht zu nehmen. Dasselbe gilt für das Jugendstrafrecht. Die Verantwortlichkeit der 16-Jährigen ist meistens gegeben. Insbesondere aber werden die allermeisten gar nicht straffällig. Denn nur ca. 5% aller Jugendlichen zwischen 14 und einschl. 17 Jahren werden straftatverdächtig. Die Schutzkonstruktion, die bei über 90 Prozent der 16-Jährigen nicht zum Tragen komm, kann kein Argument sein, ihnen das Wahlrecht zu nehmen. 

V. Das BVerfG und der Bundestag haben allen Vollbetreuten das Wahlrecht zurückgegeben. Damit besitzen so gut wie alle volljährigen Bürger das Wahlrecht. Da es weit über eine Million volljährige demente Bürger gibt, ist davon auszugehen, dass Hundertausende Bürger das Wahlrecht besitzen, ohne die dafür notwendige Einsichts- und Urteilsfähigkeit zu aufzuweisen. Haben diese jedoch das Wahlrecht, müssen erst recht alle Bürger das Wahlrecht haben, welche einsichts- und urteilsfähig sind. 

VI. Es ist auch verfassungswidrig, die in Deutschland lebenden EU-Bürger, die noch nicht 18 Jahre alte sind, von den Europawahlen auszuschließen. Denn ebenso wie § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EuWG ist auch § 6 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 EuWG verfassungswidrig. Denn gem. Art. 39 Abs. 1 GRCh haben alle EU-Bürger entsprechend den rechtlichen Vorgaben des EU-Landes, in dem sie wohnen, das Wahlrecht zu den Europawahlen. Alle deutschen Staatsbürger, die 16 Jahre alt sind, haben jedoch das Wahlrecht zum Europäischen Parlament, weil § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EuWG verfassungswidrig ist.

VII. Da ich mit diesem Einspruch die Verletzung meines subjektiven Rechtes aus Art. 3 Abs. 1 GG rüge, muss ich keine Mandatsrelevanz darlegen.

VIII. Unabhängig davon, wann ich 18 Jahre alt werde, hat sich mein Einspruch auch nicht erledigt. Denn es besteht ein öffentliches Interesse, festzustellen, dass der Ausschluss von 16-Jährigen von der Europawahl verfassungswidrig ist.

IX. Ich bin auch einspruchsfähig. Dagegen kann nicht ins Feld geführt werden, dass ich am 26.5.2019 noch nicht wahlberechtigt gewesen sei. Denn Gegenstand meines Einspruchs ist gerade das Wahlrecht. Nur so ist eine materiell-rechtliche Überprüfung meines mir zu Unrecht vorenthaltenen Wahlrechts möglich.

X. Zur Begründung verweise ich im Übrigen auf Heußner/Pautsch, Kurzgutachten, Wahlrechtsausschluss von 17-Jährigen bei Europawahl verfassungswidrig, https://www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/2019-04-09__Heussner_Pautsch_Kurzgutachten_EU-Wahl.pdf, und Heußner/Pautsch, Die Verfassungswidrigkeit des Wahlrechtsausschlusses von 17-Jährigen bei den Wahlen zum Europäischen Parlament (im Erscheinen), deren Ausführungen insoweit analog auch für 16-Jährige gelten.

Mit freundlichen Grüßen 

________________________________________ 

Unterschrift

Gesetzliche Vertreter: 

________________________________________ 

Name, Vorname – Unterschrift 

________________________________________ 

Name, Vorname – Unterschrift 
� Vorsätzliche Sachbeschädigung und ähnliche Delikte sind Straftaten. Die allermeisten Jugendlichen begehen jedoch keine Straftaten.





